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Antragstext: 

Der Landesparteitag möge das bisherige Kapitel 4 („Wirtschaftspolitik“) des Landespolitischen 5 

Programms durch den neuen Entwurf ersetzen. 

Bisherige Fassung: 

4.1 Nachhaltiges Wirtschaften 
Wir treten für eine ökologisch-soziale Marktwirtschaft ein nach dem Motto: 
„Ökonomie nur einvernehmlich mit Ökologie“. Im Markt regelt sich nicht alles 10 

von selbst. Deshalb fordern wir neben sozialen, auch ökologische Mindeststandards. 
Eine umweltfreundliche Wirtschaftspolitik schafft mehr Anreize für bessere 
Energie-Effizienz sowie Technologie-Innovationen für erneuerbare Energien. 
Die Initiierung von mittelfristigen Projekten wie Solartechnik auf allen Dächern, 
mehr Blockheizkraftwerke, Erdwärme- und Biogas-Anlagen sowie flächendeckendes 15 

Gastankstellen-Netz und dezentrale Stromversorgung können dabei 
eine große Hilfe sein. In den Bereichen erneuerbare Energien, Energieeinsparung, 
technischer und praktischer Umweltschutz gibt es sehr hohe Potentiale, um Arbeitsplätze 
aufzubauen und zu sichern. 
Mit einer Steuerreform für Arbeit und Umwelt wollen wir die menschliche Arbeit 20 

entlasten und den Energie- und Rohstoffverbrauch belasten, um die erforderlichen 
Lenkungswirkungen für eine zukunftsfähige Weiterentwicklung unseres 
Wirtschaftssystems zu erzielen: Legale Arbeit wird bezahlbar und Schwarzarbeit 
weniger attraktiv. Vor allem Dienstleistungen erhalten Auftrieb. Gleichzeitig 
entstehen Anreize zur Energie- und Rohstoffeinsparung. 25 

Wir sind zudem davon überzeugt, dass das Streben nach ständigem materiellem 
Wachstum ein Irrweg ist. Wohlstand ist etwas anderes als „immer mehr und nie 
genug“. Ballast abwerfen ist eine Form von größerer Freiheit. Lieber fair und 
nachhaltig wirtschaften, als immer mehr verbrauchen und die Ressourcen plündern. 
 30 

4.2 Vergabe öffentlicher Projekte 
Öffentliche Projekte werden nur an Unternehmen und Subunternehmen vergeben, 
die sich an die geltenden Regelungen des Mindestlohns halten, keine 
Scheinselbstständigen beschäftigen und nicht durch Verstöße gegen Arbeitsgesetze 
aufgefallen sind. Hierbei sollen mittelständische, lokale Unternehmen wieder 35 

bevorzugt werden. 
Bau- und Sanierungsmaßnahmen im Infrastrukturbereich in ‚Öffentlich Privaten 
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Partnerschaften‘ (ÖPP) steht die ÖDP kritisch gegenüber. Auf Grund der Verwendung 
von Steuergeldern ist bei bestehenden Projekten größtmögliche 
Transparenz herzustellen. 40 

 

4.3 Handwerk und Mittelstand stärken 
Handwerk, Kleingewerbe und Mittelstand stellen insgesamt nicht nur mehr Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze als Großkonzerne zur Verfügung, sondern zahlen 
auch mehr Steuern. Deshalb gilt das Hauptaugenmerk ökologisch-demokratischer 45 

Wirtschaftspolitik sowie deren gezielten Förderung. Wir fordern übereinstimmend 
mit dem baden-württembergischen Handwerkstag einen verringerten 
Mehrwertsteuersatz auf arbeitsintensive Dienstleistungen. Die öffentliche Hand 
hat bei der Auftragsvergabe noch stärker auf mittelstandsgerechte Ausschreibungen 
zu achten. 50 

Sichere Arbeitsplätze im Handwerk lassen sich unter anderem im Bereich der dezentralen 
und regenerativen Energieversorgung und in der Altbausanierung 
schaffen. Hierbei trägt das Handwerk in vorbildlicher Weise zum Klimaschutz 
und zur Reduzierung des Flächenverbrauchs bei. 

4.4 Nachhaltige Produkte 55 

Die ÖDP Niedersachsen fordert das Land auf, Projekte und Unternehmen zu fördern, 
die nachhaltige, reparierbare und langlebige Produkte entwickeln, um der 
‚Wegwerfgesellschaft‘ entgegenzuwirken. ‚Reparieren statt wegwerfen‘ soll das 
Motto sein. Das Land Niedersachsen soll von der EU längere Garantiezeiten fordern. 
 60 

4.5 Klare Trennung von Politik und Wirtschaft 
Das Land Niedersachsen trennt sich von allen Wirtschaftsbeteiligungen wie z. B. 
der Anteile am Volkswagenkonzern. Die Politik ist derzeit zu sehr in wirtschaftliche 
Interessen verstrickt, um unabhängig und ausschließlich dem Gemeinwohl zu 
dienen. 65 

 
Wer ÖDP wählt, wählt eine menschliche und nachhaltige Arbeitsmarktpolitik! 
 
 
Neue Fassung: 70 

Die niedersächsische Wirtschaft steht vor großen strukturellen Herausforderungen. Die Klimakrise, 

der Wandel in der Automobilindustrie, der Fachkräftemangel und die Digitalisierung erfordern 

entschlossene wirtschaftspolitische Weichenstellungen.  

Die Wirtschaftspolitik muss mit unseren sozialen und ökologischen Zielen in Einklang gebracht 

werden, um alle Akteure bei der Bewältigung der Zukunftsaufgaben zu unterstützen. Niedersachsen 75 

verfügt über einen vielfältigen Mix aus Industrie, Mittelstand und Handwerk, die alle eine wichtige 

Rolle beim sozial-ökologischen Umbau spielen. Industrie und Mittelstand stehen vor der 

Herausforderung, nachhaltige Produkte und Dienstleistungen für diesen Umbau anzubieten. Dem 

Handwerk kommt eine entscheidende Rolle zu, um die Wärmewende durch die energetische 

Sanierung des Gebäudebestands voranzutreiben und damit Energie einzusparen. Die jeweiligen 80 

Herausforderungen der Branchen müssen entschlossen angegangen werden.  

Die konsequente Förderung der Kreislaufwirtschaft spart Ressourcen, reduziert Abfälle und sichert 

Wertschöpfung in Niedersachsen. Der Fachkräftemangel gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit, daher 



sind gezielte Qualifizierungsmaßnahmen und die Anerkennung ausländischer Abschlüsse 

unerlässlich. Die Mobilitätswirtschaft der Zukunft erfordert eine enge Zusammenarbeit von 85 

Wirtschaft, Wissenschaft und öffentlicher Hand, um Niedersachsen als Zentrum für nachhaltige 

Mobilität zu etablieren.  

Die ÖDP setzt sich für eine ökologisch-soziale Marktwirtschaft ohne Wachstumszwang ein, die allen 

Menschen ein menschenwürdiges Leben ermöglicht und unsere natürlichen Lebensgrundlagen 

erhält. Niedersachsen muss eine Vorreiterrolle in Energieeffizienz und Ressourcenschonung, 90 

Nachhaltigkeit und Umweltfreundlichkeit, Wiederverwertung und Gemeinwohlorientierung 

einnehmen. Regionale Wirtschaftskreisläufe erhöhen zudem die Resilienz gegen globale Krisen und 

stärken lokale Unternehmen. 

Die ÖDP fordert:  

1. Förderung klimaneutraler Industrien durch gezielte Innovationsprogramme. 95 

2. Die ÖDP fordert weltweit den Aufbau von Emissionshandelssystemen, die die Emissionen von 

Treibhausgasen wesentlich teurer machen. Für den sozialen Ausgleich fordert die ÖDP die 

Einführung eines personenbezogenen Klimageldes.  

3. Förderung kleiner und mittlerer Betriebe bei der Umstellung auf nachhaltige 

Produktionsweisen 100 

4. Förderung des Handwerks durch Fortbildung und die Förderung nachhaltiger Beschaffung.  

5. Verpflichtung der öffentlichen Hand, nachhaltige Produkte und Dienstleistungen in der 

Beschaffung zu bevorzugen. 

6. Effektive Stärkung eines Transformationsfonds zur Finanzierung umweltfreundlicher 

Investitionen. 105 

7. Stärkere Förderung von Forschungseinrichtungen und Hochschulen zur Entwicklung 

nachhaltiger Technologien und Geschäftsmodelle. 

8. Förderung regionaler Wertschöpfungsketten zur Verringerung von Importabhängigkeiten. 

9. Unterstützung von genossenschaftlichen Wirtschaftsmodellen und regionalen Netzwerken. 

10. Kommunale Wirtschaftsförderung nachhaltig ausrichten, um faire und zukunftsfähige 110 

Unternehmen zu stärken. 

11. Ausbau von Recyclingkapazitäten und ressourcenschonenden Technologien. 

12. Einführung eines Anreizsystems für Unternehmen, die langlebige und reparierbare Produkte 

herstellen. 

13. Förderung von Upcycling- und Second-Life-Konzepten in der Wirtschaft. 115 

14. Verbesserung der Ausbildungsbedingungen und Einführung eines Niedersachsen-

Stipendiums für Mangelberufe. 

15. Förderung von Weiterbildungs- und Umschulungsmaßnahmen im Bereich der 

Zukunftsbranchen, der Altbausanierung und der regenerativen Energieversorgung. 



16. Bessere Integration ausländischer Fachkräfte durch schnellere Anerkennungsverfahren und 120 

Abbau von Bürokratie. 

17. Förderung innovativer Mobilitätslösungen, insbesondere Mobilitätshubs für den 

intermodalen Verkehr. 

18. Anreize für Unternehmen, um umweltfreundliche Logistikkonzepte umzusetzen. 

19. Vollständige Trennung des Landes Niedersachsen von wirtschaftlichen Beteiligungen (z.B. 125 

VW-Anteile). 

20. Vermeidung wirtschaftlicher Einflussnahme auf politische Entscheidungen. 

21. Unternehmen mit Gemeinwohl-Zertifizierung sind im Rahmen einer ökologisch-sozialen 

Steuerreform steuerlich zu entlasten.  

22. Keine Ausweitung der bestehenden Regelungen für verkaufsoffene Sonntage. Nicht mehr als 130 

drei verkaufsoffene Sonntage pro Jahr und Kommune. 

Wer ÖDP wählt, wählt eine menschliche und nachhaltige Arbeitsmarktpolitik! 

 

 

Begründung: 135 

Wir empfehlen die Neufassung des Kapitels, um neue Entwicklungen sowie Korrekturen in das 

Landespolitische Programm einfließen zu lassen und ihm eine übersichtlichere Struktur (bestehend 

aus allgemeinen Positionen und konkreten Forderungen) zu geben.  

Insbesondere die Herausforderungen der Klimakrise, des Wandels in der Automobilindustrie, des 

Fachkräftemangels und der Digitalisierung werden explizit benannt und in konkrete Forderungen 140 

gegossen. 

 


